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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Verfahren über den Antrag des 

Klägers auf Gewährung von 

Prozesskostenhilfe 

 

 

Az: B 5 R 18/15 BH 
 
L 27 R 3/15 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 141 R 1643/14 (SG Berlin) 
 
 
 
………………….., 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. November 2015 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg 

vom 4. Juni 2015 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt bei-

zuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 4.6.2015 hat das LSG Berlin-Brandenburg die Berufung des Klägers gegen den 

Gerichtsbescheid des SG Berlin vom 2.12.2014 ebenso wie die im Verfahren vor dem LSG zu-

sätzlich gestellten Anträge zurückgewiesen. Die Revision hat das LSG nicht zugelassen. Der 

Kläger hat unter Vorlage einer "Erklärung über seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhält-

nisse", die mit der Anlage zur Prozesskostenhilfevordruckverordnung (PKHVV) vom 17.10.1994 

(BGBl I 3001) eingeführt worden war, innerhalb der Rechtsmittelfrist Prozesskostenhilfe (PKH) 

beantragt. 

 

Der Antrag auf Bewilligung von PKH ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a SGG iVm § 114 ZPO kann einem Beteiligten für das Verfahren vor dem BSG nur 

dann PKH bewilligt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf 

Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint. Nach einheitlicher Rechtsprechung des BSG und der 

anderen obersten Gerichtshöfe des Bundes setzt die Bewilligung von PKH ferner voraus, dass 

nicht nur der Antrag, sondern auch die Erklärung zu den persönlichen und wirtschaftlichen Ver-

hältnissen auf dem hierfür vorgeschriebenen Formular (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 117 Abs 4 

ZPO) innerhalb der Rechtsmittelfrist eingereicht werden (BVerfG SozR 1750 § 117 Nr 2 und 6; 

BVerfG Kammerbeschluss vom 7.2.2000 - 2 BvR 106/00 - Juris RdNr 1; BSG SozR 1750 § 117 

Nr 1 und 3; BSG Beschluss vom 5.2.2010 - B 2 U 287/09 B -; BVerwG Buchholz 310 § 166 

VwGO Nr 38; BFHE 193, 528; BGH Beschluss vom 9.7.1981 - VII ZR 127/81 - VersR 1981, 

884). Der Kläger hat diese Erklärung am 27.7.2015 auf dem Vordruck abgegeben, der mit der 

PKHVV eingeführt worden war. Die PKHVV ist jedoch gemäß § 4 S 2 der Verordnung zur 

Verwendung eines Formulars für die Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Ver-

hältnisse bei Prozess- und Verfahrenskostenhilfe (Prozesskostenhilfeformularverord-

nung - PKHFV) vom 6.1.2014 (BGBl I 34) am 22.1.2014 außer Kraft getreten. Stattdessen ist 

seither gemäß § 73a Abs 1 S 1 SGG, § 117 Abs 4, Abs 3 S 1 ZPO iVm § 1 PKHFV auch im so-

zialgerichtlichen Verfahren das Formular zu verwenden, das in der Anlage der PKHFV enthalten 

ist. Dieses insbesondere hinsichtlich der erforderlichen Angaben zu den Wohnverhältnissen neu 

gestaltete Formular hat der Kläger nicht verwendet, obwohl ihn das LSG in den zutreffenden Er-

läuterungen zur PKH im angefochtenen Urteil - hervorgehoben durch Fettdruck - darüber belehrt 

hat. Schon aus diesem Grund scheidet somit eine PKH-Bewilligung aus. Ein rechtzeitiger Hin-

weis des Gerichts an den Kläger, dass das neue Formular zu verwenden ist, war nicht möglich, 

weil dieser den alten Vordruck am letzten Tag der Beschwerdefrist eingereicht hat. Überdies ist 

auch der alte Vordruck unvollständig ausgefüllt. So fehlen Angaben, ob ein "Bank-, Giro-, Spar-

konto und dergleichen" vorhanden ist. Schließlich ergibt sich nach Durchsicht der Akten und 

unter Berücksichtigung des Vorbringens des Klägers auch sonst keine Erfolgsaussicht für die 

beabsichtigte Nichtzulassungsbeschwerde und ebenso keine Aussicht, dass der Kläger in der 

Sache schlussendlich Erfolg haben könnte. 

1 

2 

3 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

 

 

Da somit PKH nicht zu bewilligen ist, hat der Kläger nach § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 121 Abs 1 

ZPO auch keinen Anspruch auf Beiordnung eines Rechtsanwalts. 
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